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Wenn SozialdemokratInnen sich gegenseitig vorwerfen, die AfD zu fördern, politische
GeisterfahrerInnen zu sein und die Interessen der Beschäftigten zu verraten, lässt das aufhorchen.
Die SPD, diese Verkörperung von Zahnlosigkeit, hat schon lange niemand mehr richtig wehgetan.
Woher als plötzlich diese Bissigkeit?

Es geht um die Kaufprämie für Pkws. Die Auto-Bosse hatten diese auch für „schadstoffarme“
Verbrenner gefordert und in ihrem Schlepptau hatte die IG Metall sich mit breiter Brust dahinter
gestellt. Die Bundesregierung mit der daran beteiligten SPD verfügte wenigstens über so viel
politisches Gespür, dass die Einführung einer solchen Prämie ein PR-Desaster bedeutet hätte.

Gespür?

Die ganzen Versprechen für eine CO2-Reduktion, die nirgendwo so unverwirklicht sind wie im
Verkehrssektor, wären noch schneller noch unglaubwürdiger geworden. Diese Prämie zur
fortgesetzten Luftverschmutzung hätte alle anderen Branchen auf den Plan gerufen, die ähnliches
gefordert hätten – Kohle, Luftverkehr, Energie, Landwirtschaft vorneweg.

Nicht dass die Autokanzlerin und ihr Gefolge dem Auto abgeschworen hätten. Es gibt keinen Anlass
zur Freude für UmweltschützerInnen. Die Mehrwertsteuersenkung von 3 % bringt den KäuferInnen
von Oberklassenschlitten etwa so viel wie die Abwrackprämie von 2009, die 2500 Euro betrug. Die
Kaufanreize für E-Autos wurden erhöht. Die Autoindustrie bekommt ohnedies jede Menge an
Subventionen und sackt auch den Löwenanteil an Forschungsförderung ein.

All das stärkt nicht nur die Konkurrenzfähigkeit des deutschen Kapitals auf dem Weltmarkt, es bietet
auch die Basis für die Integration bedeutender Teile der ArbeiterInnenklasse und die
„Sozialpartnerschaft“, also die Unterordnung der Gesamtinteressen der ArbeiterInnenklasse unter
jene des Kapitals. Die Löhne der Stammbelegschaften der Autoindustrie betragen mit allen Zulagen
und Prämien im Durchschnitt satt das Doppelte anderer Lohnabhängiger. Es wäre für die Millionen
Menschen, insbesondere für diejenigen, die in Krankenhäusern, Kindertagesstätten, im Handel oder
öffentlichen Verkehr mit zusätzlichen Belastungen und Risiken gearbeitet haben, völlig
unverständlich gewesen, warum NeuwagenkäuferInnen, zu denen die wenigsten dieser Menschen
im Moment gehören, mehr Geld für einen Autokauf bekommen sollen, als sie als Corona-Prämie für
3 Monate Zusatzbelastung vage in Aussicht gestellt bekommen haben.

Wenn diese Gelder, die letztlich Geschenke für die großen Exportkapitale sind, im Namen der
Sicherung von Arbeitsplätzen fließen würden, zu einer Zeit, wo auch zehntausende Arbeitsplätze in
anderen Branchen gestrichen werden oder heftig gefährdet sind, was hätten da die VerkäuferInnen
von Kaufhof-Karstadt gesagt?

Geisterfahrt?

Selbst dieses politische Gespür, das die SPD-Vorsitzenden Esken und Walter-Borjans wenigstens
vorweisen können, geht Hofmann und dem ganzen IG-Metall-Vorstand ab.

„Man darf die für Deutschland so wichtige Branche mit direkt und indirekt über zwei Millionen
Beschäftigten nicht in einer industriepolitischen Geisterfahrt gegen die Wand fahren“, erklärt
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Hofmann.

Das verkündet der Chef der stärksten Industriegewerkschaft der Welt, der zulässt, dass in dieser so
wichtigen Branche bereits zehntausende Arbeitsplätze gestrichen, verlagert wurden oder noch
werden und zehntausende LeiharbeiterInnen und befristet Beschäftigte schon arbeitslos geworden
sind. Das alles ohne jegliche soziale Abfederung, derer sich die Gewerkschaftsspitze und die
BetriebsratsfürstInnen so gerne rühmen, wenn sie damit die Abbaupläne „begleiten“. Gerade die
Entlassung der prekär Beschäftigten ist Hofmann nicht mal ein Zucken im Mundwinkel wert
gewesen.

Es gab auch keinen Widerstand in den betroffenen Betrieben, der über Aktionstage oder Proteste
hinausgegangen wäre. Solche Aktionen verstehen Hofmann und die ganze Metall-Bürokratie als
„Verhandlungsbegleitung“, was nichts anders bedeutet, als dass die Konfrontation mit dem Kapital
und seinen Plänen erst gar nicht gesucht wird. Allenfalls sollen die KonzernchefInnen und
Unternehmerverbände daran erinnert werden, dass sie die IG Metall und die Betriebsräte weiter als
„PartnerInnen“ brauchen.
Am besten zeigt dies auch für Branchenfremde der Streik beim Getriebebauer Voith in Sonthofen.
Während die Gewerkschaftsmitglieder im Betrieb geschlossen in diesen Kampf gingen, organisierte
die IG Metall nicht eine Solidaritätsaktion in den anderen Konzernniederlassungen. Die
GewerkschaftsvertreterInnen im Aufsichtsrat stimmten der Schließung zu und der Streik wurde mit
etwas besseren Abfindungen beendet.

Industriepolitik

„Industriepolitik“ fordert Hofmann ein. Ein sehr sozialdemokratischer Begriff, mit dem man die
Unterordnung unter die Wünsche des Kapitals im Namen der Beschäftigten, des „Standortes“, der
Region oder „Deutschlands“ gerne begründet. Diese Industriepolitik machen SozialdemokratInnen
bis zur Selbstaufgabe: von der Umwidmung von Naturschutzgebieten, der Übernahme von
Erschließungskosten auf lokaler Ebene bis zur Agenda 2010 und der damit erzielten Einrichtung
eines riesigen Niedriglohnsektors und der generellen Senkung der Reallöhne.

Solange Porsche im Naturschutzgebiet ein Parkhaus bauen darf und Daimler in den Rheinauen ein
Autowerk, solange die niedrigen Löhne vor allem den Dienstleistungsbereich betreffen, solange die
Jugend nie etwas anderes gesehen hat und sehen soll und die „Ossis“ und die MigrantInnen froh
sein sollen, dass sie überhaupt was kriegen, solange haben SozialdemokratInnen keine großen
Konflikte über „Industriepolitik“.

Aber die „Industriepolitik“ wird immer mehr zur Klientel-Politik, zur Vertretung eines bestimmten
Teils des Kapitals, und zwar je mehr die Krise zu nimmt, je weniger es zu verteilen gibt und je
erbärmlicher die Hoffnung wird, dass durch das Anschieben eines Teils der Wirtschaft das Ganze
wieder wundersam in Bewegung gerät. Im Kern geht es beim Konflikt zwischen der IG-Metall-
Führung und der SPD-Spitze und ihren Kabinettsmitgliedern genau darum. Die „Industriepolitik“
der Gewerkschaftsbürokratie und der Betriebsräte geht vom Standpunkt des Einzelkapitals,
allenfalls noch der Branche aus. Die SPD versucht sich als Anwältin des gesellschaftlichen
Gesamtkapitals und längerfristiger Interessen, was auch Konflikte mit den unmittelbaren
Profitinteressen des Einzelkapitals inkludieren kann.

Während die SPD daher für die gesamte Klasse einzelne Reformversprechungen ausgibt (Rente,
Mindestlohn, Einschränkung von Subunternehmen, …) und diese in ein ökologisches und soziales
Modernisierungsprojekt des Gesamtkapitals einzubetten verspricht, beschränken sich die
Gewerkschaftsapparate und Konzernbetriebsräte immer offener auf das unmittelbare Interesse ihrer
„Kernklientel“ und der Branchen, in denen sie beschäftigt sind. Politisch laufen beide nicht nur auf
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die Quadratur des Kreises hinaus. Sie verschärfen auch die Entsolidarisierung zwischen
verschiedenen Teilen der ArbeiterInnenklasse, den Beschäftigtengruppen unterschiedlicher
Branchen, ja letztlich auch konkurrierender Unternehmen oder gar Standorte. Mit der
Unterstützung der Auto-Bosse durch die IG Metall bei der Frage Kaufprämie für
Verbrennungsmotoren hat es die Gewerkschaft nicht nur geschafft, die SPD rechts zu überholen.
Der Konflikt offenbart auch die innere, reaktionäre Logik der Sozialpartnerschaft und
Standortpolitik – einer Politik, der kämpferische GewerkschafterInnen den Kampf ansagen müssen.
Ohne Wenn und Aber.


